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10. Sitzung des Ausschusses für Wissenschaft am 05.10.2022

TOP 3: „Sachstand zu Gesprächen mit Islamverbänden; Rückmeldung und Eva-
luation“ 
Antrag der Fraktion der AfD nach § 76 Abs. 2 GOLT 
- V 18/2404

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

der o.g. Tagesordnungspunkt wurde in der Sitzung des Ausschusses mit der Maßgabe 

der schriftlichen Berichterstattung durch die Landesregierung für erledigt erklärt. Daher 

berichte ich wie folgt: 

Der Zielvereinbarungsprozess war ein Ergebnis der im August 2016 unterbrochenen 

Vertragsverhandlungen zwischen der Landesregierung und vier islamischen Verbän-

den. Gutachter hatten festgehalten, dass es sich bei der DITIB Rheinland-Pfalz e.V., 

der Schura Rheinland-Pfalz. Landesverband der Muslime e.V., dem Landesverband der 

Islamischen Kulturzentren, und der Ahmadiyya Muslim Jamaat K.d.ö.R. um Religions-

gemeinschaften handelt. Zugleich haben die Gutachten aufgezeigt, dass in einzelnen 

Verbänden noch strukturelle Mängel bestehen, die beseitigt werden müssen, damit 

diese vollumfänglich als Religionsgemeinschaften im Sinne von Art. 7 Abs. 3 Grundge-

setz und Art. 34 der Landesverfassung gelten können.  
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Sie empfahlen der Landesregierung zudem, ein Format einzurichten, das die Grundla-

gen für eine mögliche vertragliche Zusammenarbeit vereinbart und als langfristiges Ziel 

am Abschluss eines Vertrages mit den vier islamischen Verbänden festhält, weil die 

Landesregierung nur auf dem Weg von Vereinbarungen Veränderungen initiieren kann, 

ohne das Selbstbestimmungsrecht von Religionsgemeinschaften zu verletzen. Dazu 

hat die Landesregierung mit den Verbänden jeweils eine „Zielvereinbarung“ verhandelt 

und am 01.04.2020 unterzeichnet. Diese beschreibt die gemeinsamen Wertegrundla-

gen, die konkreten strukturellen Veränderungen, die notwendig sind, damit der jeweilige 

Verband vollumfänglich als Religionsgemeinschaft im Sinne von Art. 7 Abs. 3 Grundge-

setz und Art. 34 der Landesverfassung gelten kann, und benennt die durch die Landes-

regierung erfolgenden Begleitprozesse. Die Evaluation der Umsetzung der Maßnah-

men wurde nach einer Laufzeit von 18 Monaten angesetzt. Aufgrund der Covid-19-Pan-

demie wurde die Laufzeit bis zum 01.05.2022 verlängert.  

 

Alle vier Verbände haben fristgerecht bis zum 01.05.2022 die jeweiligen Berichte zur 

Umsetzung der Zielvereinbarungen eingereicht und dargestellt, vereinbarte Maßnah-

men ergriffen zu haben.  

 

Zu diesen Maßnahmen gehörten insbesondere Satzungsänderungen, die intern be-

schlossen wurden. Allerdings können diese Satzungsänderungen teilweise erst wirk-

sam werden, wenn eine Eintragung ins Vereinsregister erfolgt ist. Diese Eintragungen 

stehen vor der finalen Umsetzung. 
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Erst wenn die Satzungsänderungen insgesamt umgesetzt sind, kann die mit den Gut-

achtern, Herrn Professor Bochinger und Herrn Professor Muckel, vereinbarte wissen-

schaftliche Begutachtung der Ergebnisse des Zielvereinbarungsprozesses insgesamt 

abgeschlossen werden.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Clemens Hoch 




